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Vorhaben: Widerspruch gegen den Vorbescheid 07212-22 vom 25.08.2023, Errichtung Míníspielfeld

Sehr geehrter Herr Kehlíng,
sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem Widerspruch vom 26.09.2023, Aktenzeichen 05178-23, ergeht folgender

Widerspruchsbescheíd
1. Dem Wíderspruch gegen den negativen Vorbescheid vom 25.08.2023 wird stattgegeben.

2. Der Vorbescheid vom 25.08.2023 einschlíeßlich der Kostenentscheidung wird aufgeho-
ben.

3. Gemäß § 75 Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) wírd unter Bezug auf díe ergän-
zende Bestätigung vom 09.01.2025 wonach sích dìe Frage der Zuiässígkeít iedigiích auf
díe bauplanungsrechtlíche Zulässigkeit bezieht, fűr die Errichtung eines Miníspíelfeldes (20
m x 13 m) auf dem Grundstűck ín Golßen, Bahnhofstraße, in der Gemarkung Golßen, Flur
6, Flurstűck 904 der

Vorbescheíd-Nr. 05178-23

erteilt.

4. Díe Gebűhr fűr den Vorbescheid-Nr. 05178-23 wírd auf 400,00 € festgesetzt. Der noch zu
zahlende Betrag fűr diesen Bescheid reduziert sich auf 100,00 €(síehe Kostenentschei-
dung).

5. Kosten fűr das Widerspruchsverfahren werden nícht erhoben.

Hauptsítz
Reutergasse 12
15907 Lübben (Spreewald)
Postanschríft
Postfach 1441
15904 Lűbben (Spreewald)

Verwaltungsstandorte íп
15907 Lűbben (spreewald)
Beethovenweg 14
Weinbergstraße 1 urnd 30
Hauptstraße 51
Logenstraße 17
15926 Luckau
Nonnengasse 3
Kar1-Marx-Str. 21

Verwaltungsstandorte ín
15711 Kőnígs Wusterhausen
Brűckeпstraße 41
Schulweg 1 ь
Fontaneplatz 10
Max-Werner-Straße 7 a

Zeesen
Kar1-Líe b kn echt-S tr. 157

Bankverbíndung
Mítte1 brandenburgische
Sparkasse ín Potsdam
IBAN: DE20 1605 0000

1000 5242 52
BIC: WELADED1PMB

Internet
www.dahme-spreewald.de
E-Maí1
post(aldahme-spreewald.de*
' Die genannten E-Mai1 Adressen dienen
nur dem Empfang einfacher Mitteílungen
ohne Signalur und/oder Verschlüsselung.
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Gründe

I.
Am 15.12.2022, beantragte die Stadt Golßen, vertreten durch das Amt Unterspreewald, Amtsdirektor
Herrn Marco Kehling, bei der unteren Bauaufsichtsbehőrde des Landkreises Dahme-Spreewald die
Erteilung eines Bauvorbescheides für die Errichtung eines Minispíelfeldes (20 m x 13 m) auf dem
Grundstück in Golßen, Bahnhofstraße, in der Gemarkung Golßen, Flur 6, Flurstück 904.

Mit Datum vom 25.08.2023 wurde der negative Vorbescheid Nr. 07212-22 erteilt, in dem díe Rea1i-
síerung mit der Begründung versagt wurde, dass die Vorschriften des § 34 Baugesetzbuch (BauGB)
dem Vorhaben entgegenstehen.

Hiergegen richtet sich der Widerspruch vom 26.09.2023, eingegangen am 27.09.2023. Infolgedes-
sen wurde die Sach- und Rechtslage erőrtert und beí einem Ortstermín am 13.06.2023 die Umge-
bungsbebauung und das Vorhabensgrundstück begutachtet. Am 09.01 2025 reichten Sie ein Schrei-
ben zu den Akten, wonach Sie die klarstellen, dass sich die Frage zur Zulässigkeít des beabsichtígten
Vorhabens Iediglich auf die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit bezieht. Die nicht eíndeutig formu-
Iierte Fragestellung des Antrages vom 15.12.2022 íst somit konkretisiert worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten wírd auf den Widerspruch und den angefochtenen Bescheíd Bezug
genommen.

11.
Nach § 73 Abs. 1 Nr. 2 verwaItungsgerichtsordnung (VwGO) ist der Landkreis Dahme-Spreewald
die zuständige Wíderspruchsbehőrde, da die nächsthőhere Behőrde eine oberste Landesbehörde
ist.

Der Widerspruch ist zulässig und begríándet.

Nach nochmaliger eingehender Prüfung der Sach- und Rechtslage unter Eínbeziehung der Ortsbe-
sichtigung und der Klarstellung aus dem Schreíben vom 09.01.2025 ist festgestellt worden, dass die
Erríchtung eines Miníspíelfeldes (20 m x 13 m) auf dem Grundstück in Goißen, Bahnhofstraße, ín der
Gemarkung Golßen, Flur 6, Flurstück 904 aus bauplanungsrechtlicher Sicht nunmehr genehmi-
gungsfähig ist. Somit wird der negative Vorbescheid vom 25.08.2023 (Nr. 07212-22) und die in die-
sem Bescheid getroffene Kostenregelung aufgehoben.

Das zur Bebauung vorgesehene Grundstück Iiegt weder im Geltungsbereich eines quaiifizierten Be-
bauungsplanes (§ 30 BauGB) noch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
(§ 34 BauGB). Es kann demnach nur dem Außenbereich der Gemeinde zugeordnet werden.

Die Zulässigkeit der Bebauung im Außenbereich richtet sich nach § 35 BauGB. Da das von Ihnen
beabsichtigte Vorhaben nicht zu den Bevorrechtigten nach § 35 Abs. 1 BauGB zählt, kann es nur
nach § 35 Abs. 2 des Gesetzes beurteilt werden.

Hiernach sind sonstige Vorhaben im Einzelfall zulässig, wenn ihre Ausführung oder Benutzung őf-
fentliche Belange nicht beeinträchtigt. Diese Voraussetzungen sind bei Beachtung und Umsetzung
der Hinweise aus naturschutzrechtlicher und denkmalrechtlicher Sicht gegeben.

Da das Vorhaben zulässig ist, wird gemäß § 75 BbgBO aufgrund der geprüften Unterlagen und der
Klarstellung vom 09.01.2025 der

Vorbescheid-Nr. 05178-23

für die Errichtung eines Minispielfeldes (20 m x 13 m) auf dem Grundstück in Golßen, Bahnhofstraße,
in der Gemarkung Golßen, Flur 6, Flurstück 904 erteilt.
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Grundlage díeses Verfahrens bílden a11e mit grünem Prüfvermerk versehenen Bauvorlagen.
Die Anlage 1 ist Bestandteil des Bescheides.

Zur Beantwortung der Eínzelfragen:

Die Errichtung eines Minispielfeldes (20 m x 13 m) auf dem Grundstück ín Golßen, Bahnhofstraße,
in der Gemarkung Golßen, Flur 6, Flurstück 904 ist aus planungsrechtlicher Sicht, anhand der im
Vorbescheidsverfahren zur Prйfung eingereichten Unterlagen, zulässig.

111. Geltungsdauer

Díe Geltungsdauer des Vorbescheides beträgt sechs Jahre (§ 73 Abs. 1 BbgBO).

Kostenentscheidung

Gemäß Tarífstelie 1.7.2 der Anlage 1 Brandenburgísche Baugebűhrenordnung (BbgBau-
GebO) ín Verbíndung mit dem Gebűhrengesetz Brandenburg (GebGBbg) wírd eíne Gebűhr in
Hőhe von

400,00 €

festgesetzt.

Díese Gebűhr ist unter Berűcksíchtigung des erforderlíchen Verwaltungsaufwands und im
Hínblick auf den vorhandenen Gebűhrenrahmen angemessen. Eíne geríngere Gebűhr konnte
nach sachgerechter Ermessensausűbung nícht angesetzt werden, weíl díes dem tatsächlí-
chen Bearbeítungsaufwand sowíe dem Gebűhrenrahmen nicht entsprochen hätte.

Die bereíts entríchtete Gebűhr ín Hőhe von 300,00 €, welche ím negatíven Vorbescheíd vom
25.08.2023 festgesetzt war, wird mít der nunmehr zu zahlenden Gebűhr verrechnet. Daher re-
duzíert sích díe fűr díe Erteí'Iung des posítiven Vorbescheides noch zu zahlende Gebűhr auf
100,00 €.

Der Betrag in Hőhe von 100,00 € íst bínnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Bescheídes
auf das folgende Konto zu űberweísen:

Míttelbrandenburgísche Sparkasse
IBAN: DE20 1605 0000 1000 5242 52
BIC: WELADED1 PMB
Verwendungsnummer: 52101-00-632-05178-23-99

Die Verwendungsnummer ist bei Zahlung unbedingt anzugeben.

Beí Níchtbegleichung der o.g. Forderung können weítere Nebenforderungen (Mahn- und Vollstre-
ckungsgebühren i.S.d. Brandenburgischen Kostenordnung, Säumniszuschläge und Zinsen) entste-
hen, welche durch Sie zu zahlen sind. Eines separaten Bescheídes und eíner weiteren Mahnung
bedarf es zur Durchsetzung dieser Nebenforderungen nicht.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen den Bescheíd des Landkreises Dahme-Spreewald vom 25.08.2023 ín der Gestalt des Wider-
spruchsbescheides kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgerícht ín
03050 Cottbus, Vom-Stein-Straße 27, schriftlich, in elektronischer Form oder zur Níederschríft des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle díeses Gerichtes erhoben werden. Sollte die Frist durch das
Verschulden eines Bevollmächtígten versäumt werden, so würde dessen Verschulden Ihnen zuge-
rechnet.
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Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen. Síe so11 eínen
bestimmten Antrag enthalten und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel ange-
ben. FaIIs die Klage schríftlích oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der Klage nebst Anlagen
so víele Abschriften beigefügt werden, dass a11e Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.

Die Klage kann auch durch Übertragung eínes elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Verwaltungsgerichts Cottbus erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektroníschen Signa-
tur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und
auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eíngereicht werden. Die für die
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestímmen sich nach
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und йber das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung - ERW) vom 24. November 2017 (BGBI. I S. 3803). Die rechtlichen Grundlagen
für díe Klageeinreíchung sowie die weíteren technischen Anforderungen sind unter der Internetseite
www.erv.brandenburg.de abrufbar.

Hinweise

Gemäß § 75 BbgBO wurden in diesem Vorbescheidsverfahren nur bauplanungsrechtliche Einzelfra-
gen geprüft. Die Belange des z. B. Natur- und Denkmalschutzes, Brandschutzes sowie der Forst-
wirtschaft und der Kampfmittelbelastung wurden nicht abschließend geprüft.

Der Vorbescheíd beinhaltet nicht die Baugenehmigung. Die Bauantragsunterlagen sind gemäß der
Verordnung íáber Vorlagen und Nachweise in bauaufsichtlichen Verfahren im Land Brandenburg
(Brandenburgische Bauvorlagenverordnung — BbgBauVorlV) vom 28.07.2009 (GVBI. 11 S. 494) zu
erarbeíten und in dreifacher Ausfertigung bei der unteren Bauaufsichtsbehörde einzureichen.

Bei verspäteter Zahlung wìrd ein Säumniszuschlag von eins vom Hundert erhoben. Außerdem gehen
entstandene Mahngebühren und Zwangsvollstreckungskosten zu Ihren Lasten.

Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 1 VerwaItungsgerichtsordnung (VwGO) entfällt die aufschiebende Wírkung
eines eventuell eingelegten Wìderspruchs u. a. beí der Anforderung von öffentlíchen Abgaben und
Kosten. Hierzu zählen auch dìe ím Bescheid festgesetzten Gebühren. Das heißt, dass die angefor-
derte Gebühr auch dann fristgemäß zu entrichten ist, wenn vom Rechtsbehelf des Widerspruchs
Gebrauch gemacht wird.

Beí Bauantragsteliung ist Folgendes zu beachten:

1. Denkmalschutzrecht

Gemäß Punkt 6 der Anlage 1.2 „Genaue Fragestellungen zum Vorbescheid" wurde keíne
konkrete Anfrage hinsichtlích der Zulässígkeit des Vorhabens in Bezug auf denkmalrecht-
Iiche Belange gestellt.

In Vorbereitung auf das Baugenehmigungsverfahren ergehen folgende Hinweise:

Das hier beantragte Vorhaben befindet sich im Bereich des in die Denkmalliste des Landes
Brandenburg eingetragenen Denkmals:

"Schlossanlage Golßen, bestehend aus Schloss, Park mit Erdkeller, klassizistischem Ne-
bengebäude, Fontanedenkmal und Kriegerdenkmal; Wirtschaftshof mit Inspekto-
ren- und Kutscherhaus, Pferdestall sowie Remise einschlíeßlích der Begren-
zungszäune bzw. -mauern mit den Torpfeilern der Schlosszufahrt".
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Für die nun voriiegende Planung eínes Mínispíelfeldes kann eíne denkmalrechtliche Er-
Iaubnis, wie am 11.08.2021 mit der Fachreferentin fűr Gartendenkmalpflege abgestimmt,
ausschließlích beí einer Standortwahl nahe der Bergstraße, unter Erhalt des Gehölzbestan-
des und zeitlích begrenzt auf maximal fűnf Jahre in Aussicht gestellt werden. Die Planung
íst diesbezűglich anzupassen und der Gehölzbestand mit darzustellen.
Der konkrete Standort sollte ím Vorfeld abgestimmt werden.

Um die Beeínträchtígungen des Gartendenkmals bei alledem auf ein Minimum zu reduzie-
ren, ist eine Ausfűhrung des Spíelfeldes mit Ballfangzäunen nur ohne Banden denkmal-
rechtlích genehmígungsfähíg. Die Spíelfläche sollte bevorzugt unbefestigt und ohne um-
Iaufende Pflasterung gestaltet werden. Die geplanten Abmessungen fűr das Minispielfeld
von 15x22 Metern (Anlage 7) sind nicht zu űberschreíten. Generell ist eine Nutzung der
Ballfangzäune zu Werbezwecken denkmalrechtlich unzulässíg.

Nach Ablauf von fűnf Jahren hat der Antragsteller den Denkmalbehörden den Rűckbau der
Spíelanlage einschließlich der Fundamente etc. anzuzeígen und diesen auf eigene Kosten
zu veranlassen. Abschließend ist der beeinträchtigte Parkbereích dann umgehend, gegebe-
nenfalls nach Abstimmung mít den Denkmalbehörden, aIs Wiesenfläche wiederherzurích-
ten.

Im Zuge der Baumaßnahme sind die Bauausfűhrenden űber die nachfolgenden Festlegun-
gen zum Schutz der Bodendenkmale gemäß §§ 11 und 12 BbgDSchG zu unterrichten und
zu ihrer Eínhaltung zu verpflíchten. Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale wie Stein-
setzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder Holzbohlen, Tonscherben, Me-
tallsachen, Műnzen, Knochen u. ä. entdeckt werden, sind díese unverzűglich dem BLDAM,
Abt. Bodendenkmalpflege, Außenstelle Cottbus oder der uDB anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 und
2 BbgDSchG). Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der An-
zeige ín unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fűr die
Erhaltung des Fundes zu schűtzen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). Funde sind ablíeferungspflich-
tíg (§§ 11 Abs. 4 und 12 BbgDSchG).

Aufgrund dessen handelt es sich gemäß § 9 Abs. 1 BbgDSchG beí dem Vorhaben um eíne
erlaubnispflichtige Maßnahme. Die bauordnungsrechtliche Genehmigung schließt diese Er-
Iaubnís mit eín, sodass es keíner gesonderten Antragstellung bei der uDB bedarf.

Rechtsgrundlage

BbgDschG — Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg
(Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz) vom 24. Mai 2004 (GVBI. 1, S. 215 ff.).

Denkmalliste — Denkmalliste des Landes Brandenburg (Amtsblatt für Brandenburg [Gemeín-
sames Ministerialblatt für das Land Brandenburg] Nr. 3 vom 26. Januar 2005, S. 34 ff.) in
der zurzeit gültigen Fassung (siehe auch www.bldam-brandenburg.de/denkmalinformatio-
nen/denkmalliste).

2. Naturschutzrecht

Die kűnftíge Bebauung Iíegt nach den uns vorliegenden Unterlagen im Außenbereích. Auf-
grund der Zuordnung der Fläche zum Außenbereich wírd dieser Teí1 des Bauvorhabens vom
Grundsatz her gem. § 14 BNatSchG (Errichtung baulicher Anlagen im Außenbereich) aIs
Eingriff ín Natur und Landschaft bewertet.

Die untere Naturschutzbehörde ist aufgrund der Zuordnung von Teilen der kűnftigen Bebau-
ung zum Außenbereich im Rahmen der Eingríffsregelung gem. § 13 ff BNatSchG die zustän-
dige Behörde.
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Im Weiteren ist Folgendes für ein zukünftiges Baugenehmigungsverfahren zu berücksichtí-
gen:

Gemäß § 17 Abs. 4 BNatSchG sind vom Verursacher eines Eingriffs zur Vorbereítung der
Entscheidungen und Maßnahmen zur Durchführung des nach § 15 (Verursacherpfiicht) er-
forderliche Angaben zu machen, insbesondere über:

Die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zum Ersatz der Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft einschl. Angaben zur tatsächiíchen und rechtiichen
VerFűgbarkeit der für Ausgleich und Ersatz benőtigten Flächen (Erarbeitung einer Eingriffs-
/Ausgleíchsbiianzierung, Standort der Ausgleichsflächen in eíner Karte).

Ort, Arł, Umfang und zeitiicher Ablauf des Eingriffes
In der weiteren Planung sind ferne foigende Punkte zu beachten:

- Das Spielfeld, insbesondere der versiegeite Bereich, íst außerhaib des Traufbereíchs
der umgebenden Gehőlze anzulegen.

- Bei der Beieuchtungsplanung sínd die Lichtleitlínien des Landes Brandenburg zu be-
achten. Die Beleuchtung ist derart zu pianen, dass díe umgebenden Gehőlze nicht
bestrahlt werden.

- Die Vorhabensfläche ist ais Habitat geschützter Brutvőgel und Fledermäuse geeignet
(Gehőize, Wasserfläche, Offenbereích). Ein Ballfangnetz hat potenziell zum Eintreten
artenschutzrechtiicher Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG führen. Um diese
zu vermeíden sollte das Netz dann zur Dämmerungszeit abnehmbar sein oder eine
grobmaschige Gitterstruktur gewähit werden.

Das Vorhaben ïst aus naturschutzrechtiicher Sicht genehmigungsfähig bei Berücksichtígung
und Reaiisierung der vorgenannten Punkte im zukünftigen Baugenehmigungsverrahren.

З. immìssionsschutzrecht
Bei der immíssionsschutzrechtiichen Beurteilung des beantragten Minispíelfeldes wurden
die zum Schutz der Anwohner dienenden Nutzungszeiten, ausschiießiích tagsüber und au-
ßerhaib der Ruhezeíten am Abend sowie mittags an Sonn- und Feiertagen berücksichtigt.
Die Verhaltensregeln und zulässígen Nutzungszeiten fíár das Miníspíelfeld sowie eine Te1e-
fonnummer für Meldungen beí Níchteinhaltung der Regeln sind am Standort auszuweisen.

Im Auftrag

~ л ~
Lüderitz
Sachgebietsleíter

Anlage(n)
Verteíler
Antragstelier
Gemeinde/Amt/Stadt
untere Bauaufsíchtsbehőrde


